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1 
Neues zur Steuerbefreiung für Alten-
wohnheime 

 

Kernaussage 
Für das Gesundheitswesen existieren diverse Steu-
erbefreiungen im Umsatzsteuergesetz (UStG). Diese 
sorgen regelmäßig für Streit mit den Finanzbehör-
den. Diesmal musste der Bundesfinanzhof (BFH) zu 
Altenwohnheimen Stellung beziehen. 

Sachverhalt 
Die Klägerin, eine GmbH, betrieb ein als gemeinnüt-
zige Körperschaft anerkanntes Altenwohnheim. Die 
mit den Bewohnern abgeschlossenen Heimverträge 
beinhalteten u. a. die Überlassung einer Wohnung, 
deren Reinigung, das tägliche Mittagessen sowie 
Pflegeleistungen (max. 14 Tage/Jahr). Streitig war, 
ob neben den steuerfreien Umsätzen aus der Ver-
mietung der Wohnungen auch die Pflegeleistungen 
samt Nebenleistungen befreit waren (§ 4 Nr. 16d 

UStG). Hierzu hätten die Leistungen zu mindestens 
40 % im vorangegangenen Kalenderjahr gegenüber 
Kranken und behinderten Menschen erbracht wer-
den müssen. Dies verneinte das Finanzamt, da es in 
die Quote nur Bewohner einbezog, denen eine Pfle-
gestufe zugeordnet war. Der Kläger berücksichtigte 
auch Bewohner ohne Pflegestufe, für die aber ein 
Arzt die Pflegebedürftigkeit bescheinigt hatte. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des BFH reicht eine (einfache) Pflege-
bedürftigkeit, um die Steuerbefreiung zu beanspru-
chen. Diese setzt nicht die Feststellung einer Pflege-
stufe voraus. Die Richter wiesen den Fall an die Vor-
instanz zurück, um zu prüfen, ob unter den genann-
ten Voraussetzungen die Quote erreicht sei. Ebenso 
sollte geklärt werden, ob die diversen Nebenleistun-
gen tatsächlich eng verbunden mit den Pflegeleis-
tungen waren, was Voraussetzung für ihre Befreiung 
ist. Sollte das Finanzgericht daraufhin zu dem Er-
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gebnis kommen, dass Leistungen nicht unter die 
umsatzsteuerliche Befreiungsvorschrift (§ 4 Nr. 16d 
UStG) fallen, so der BFH, soll das Finanzgericht zu-
sätzlich prüfen, ob sich nicht noch eine Befreiung 
nach dem geltenden EU-Recht ergibt. 

Konsequenzen 
Die Feststellung der Pflegestufe ist nicht mehr allein 
entscheidend für die Ermittlung der 40 %-Quote. 
Welche Nachweise aber zukünftig alternativ aner-
kannt werden, ist dem Urteil nicht zu entnehmen. 
Hier ist zu hoffen, dass die Finanzverwaltung zu dem 
Urteil Stellung bezieht. Die betroffenen Unternehmen 
haben ein Interesse daran, möglichst wenig Umsatz-
steuer in Rechnung zu stellen, soweit zulässig. Dies 
gestaltet sich aber schwierig, wenn schon fraglich ist, 
ob die zugrunde liegenden Normen des UStG dem 
EU-Recht entsprechen. Konflikte mit der Finanzver-
waltung sind dann vorprogrammiert. Angesichts der 
bestehenden Unsicherheit sollten die Unternehmen 
sich nicht scheuen, kompetenten Rat einzuholen. 

 

2 
Ärztliche Schweigepflicht schützt 
nicht vor Umsatzsteuernachzahlun-
gen 

 

Kernaussage 
Steuerpflichtige sind gesetzlich verpflichtet, an der 
Aufklärung steuerlich relevanter Sachverhalte mitzu-
wirken. Wie sieht es aber hiermit aus, wenn der 
Steuerpflichtige sich auf seine strafbewehrte, hier 
ärztliche, Schweigepflicht beruft? 

Sachverhalt 
Der Kläger erbrachte Leistungen im Bereich der 
plastischen Chirurgie, die er ausschließlich steuerfrei 
abrechnete. Im Rahmen einer Betriebsprüfung sollte 
geprüft werden, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfang der Kläger auch steuerpflichtige Leistungen 
erbrachte, sofern es sich um Schönheitsoperationen 
handelte, bei denen kein therapeutisches Ziel im 
Vordergrund stand. Der Aufforderung, der Betriebs-
prüfung Rechnungen vorzulegen, kam der Kläger 
nicht bzw. nur in sehr begrenztem Umfang nach und 
verwies insofern auf seine ärztliche Schweigepflicht. 
Das Finanzamt setzte daraufhin Umsatzsteuer in 
Höhe von ca. 260.000 EUR fest. Hiergegen legte der 
Kläger Einspruch ein. Er brachte vor, dass er Opera-
tionen abgelehnt hätte, wenn diese kein therapeuti-
sches Ziel verfolgten. Nachweise diesbezüglich blieb 
er aber weiterhin schuldig, so dass der Einspruch 
abgelehnt wurde. 

Entscheidung 
Mit der Klage des Arztes befasste sich das Finanz-
gericht Köln. Hinsichtlich der Abgrenzung zwischen 
nicht begünstigten Schönheitsoperationen und be-
günstigten Behandlungen schließt sich das FG der 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) an. 
Demnach kommt eine Befreiung nicht in Betracht, 
wenn der Hauptzweck der Behandlung nicht der Ge-
sundheit dient, gleichwohl die Behandlung aber zur 
Gesundheit des Betroffenen beiträgt. Bestehen Zwei-
fel an der medizinischen Indikation, trifft den Steuer-
pflichtigen eine erhöhte Mitwirkungspflicht. Kommt er 
dieser unter Berufung auf die ärztliche Schweige-
pflicht nicht nach, fehlt es an einem Nachweis der 
Voraussetzungen der Steuerbefreiung. 

Konsequenz 
Unabhängig davon, ob der Kläger seine Mitwirkung 
unter Berufung auf die ärztliche Schweigepflicht zu-
recht verweigern konnte, führt ein solches Verhalten 
bei Zweifeln über den Inhalt der Behandlung zur 
Versagung der Steuerbefreiung. Zwecks Nachweis 
der medizinischen Indikation kann daher von Ärzten 
verlangt werden, dass sie entweder das Einver-
ständnis ihrer Patienten zur Offenlegung der Unter-
lagen einholen oder diese in geeigneter Form ano-
nymisiert zur Verfügung stellen. 

 

3 
Versicherungsbeiträge sind nicht le-
bensnotwendig 

 

Kernaussage 
Werden neben den gesetzlichen Kranken- und Pfle-
geversicherungen zusätzliche private Versicherun-
gen abgeschlossen, so können diese nicht zusätzlich 
in vollem Umfang als Sonderabzug geltend gemacht 
werden, da sie über das Existenzminimum hinaus-
gehen. 

Sachverhalt 
Ein Ehepaar schloss zusätzlich zu den gesetzlichen 
Versicherungen eine Risikolebensversicherung, eine 
Unfallversicherung sowie eine Kapitalversicherung 
ab. Der gemeinsame Höchstbetrag der steuerlich 
abzugsfähigen Vorsorgeaufwendungen war bereits 
durch die gesetzlichen Beiträge überschritten, so 
dass im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 
keine weitere Berücksichtigung der sonstigen Vor-
sorgeaufwendungen erfolgte. Das Ehepaar bean-
tragte daraufhin, die weiteren Versicherungsbeiträge 
als Sonderabzug zu berücksichtigen. Diese zählten 
als notwendige Aufwendungen für ihre Daseinsfür-
sorge zu den unbeschränkt abziehbaren Sonderaus-
gaben. Das Finanzamt folgte dieser Ansicht nicht 
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und versagte die Berücksichtigung der Ausgaben im 
Rahmen des Einspruchsverfahrens. Das Ehepaar 
legte daraufhin Klage vor dem Finanzgericht Baden-
Württemberg ein. 

Entscheidung 
Das Finanzgericht entschied, dass Risikolebens-, 
Unfall- und Kapitalversicherungen über die Siche-
rung des existenznotwendigen Lebensbedarfs hin-
ausgehen und deswegen nicht uneingeschränkt im 
Rahmen des Sonderausgabenabzugs berücksichtigt 
werden müssen. Es bestehe keine gesetzliche Ver-
pflichtung zum Abschuss derartiger Versicherungen. 
Zudem seien Risiken wie Alter, Invalidität etc. bereits 
durch die gesetzlichen Versicherungen abgedeckt. 
Die getätigten Aufwendungen zielen nach Ansicht 
der Richter auf den Erhalt des Lebensstandards. 
Dies rechtfertige keine Kostenbeteiligung durch die 
Allgemeinheit. Die Erhaltung des Lebensstandards 
liege im Interesse des Einzelnen und müsse von die-
sem alleine getragen werden. 

Konsequenz 
Versicherungen, die zusätzlichen zu den gesetzli-
chen Versicherungen abgeschlossen wurden, gehen 
über die bloße Existenzerhaltung hinaus und dienen 
dem Erhalt des persönlichen Vermögens und Le-
bensstandards. Die Richter sahen keine Verletzung 
der durch das Bundesverfassungsgericht in 2008 ge-
forderten unbeschränkten Berücksichtigung von Bei-
trägen zur sozialhilfegleichen Kranken- und Pflege-
versicherung. Aufgrund der grundsätzlichen Bedeu-
tung der Rechtssache wurde die Revision zum Bun-
desfinanzhof (BFH) zugelassen. Diese ist inzwischen 
anhängig. 

 

4 
Erfolgreiche Klage wegen überlanger 
Dauer eines Finanzgerichtsverfahrens 

 

Kernaussage 
Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes über den 
Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren und 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren im 
Dezember 2011 haben die Verfahrensbeteiligten die 
Möglichkeit, die unangemessene Dauer eines sol-
chen Verfahrens zu rügen und hierfür Wiedergutma-
chung, ggf. auch in Form einer Geldentschädigung, 
zu erlangen. Für Entschädigungsklageverfahren aus 
dem Bereich der Finanzgerichtsbarkeit ist in erster 
und letzter Instanz der Bundesfinanzhof (BFH) zu-
ständig. 

Sachverhalt 
Der BFH hat nun eine erste Sachentscheidung auf 

der Grundlage dieser neuen gesetzlichen Regelun-
gen getroffen und im konkreten Fall eine Verfahrens-
verzögerung festgestellt, dem Kläger allerdings nicht 
die beantragte Geldentschädigung zugesprochen. 
Das – eher einfach gelagerte – Ausgangsverfahren 
war mehr als 6 Jahre beim Finanzgericht anhängig. 
Während eines Zeitraums von fünfeinhalb Jahren 
war das Finanzgericht weitestgehend untätig geblie-
ben. 

Entscheidung 
Für die Entscheidung dieses Verfahrens konnte sich 
der BFH auf die Feststellung beschränken, dass die 
Verfahrensverzögerung durch das Finanzgericht sich 
"in der Nähe" des vom Kläger genannten Zeitraums 
von 4 Jahren bewegt hat. Nähere Festlegungen zu 
der im Regelfall noch als angemessen anzusehen-
den Dauer finanzgerichtlicher Verfahren brauchte der 
BFH noch nicht zu treffen, da er von der Festsetzung 
einer Geldentschädigung abgesehen und die Ent-
schädigungsklage insoweit abgewiesen hat. Dies be-
ruhte darauf, dass der Kläger vor dem Finanzgericht 
in seiner eigenen, zu Beginn des dortigen Verfahrens 
eingereichten Klagebegründung Tatsachen vorge-
tragen hatte, aus denen sich zweifelsfrei ergab, dass 
seine Klage unbegründet war. 

Konsequenz 
Steht die Erfolglosigkeit eines Verfahrens für jeden 
Rechtskundigen von vornherein fest, ist dessen Ver-
zögerung für den Beteiligten objektiv nicht von be-
sonderer Bedeutung. Dies rechtfertigt es, statt der 
begehrten Geldentschädigung Wiedergutmachung 
im Wege einer entsprechenden feststellenden Ent-
scheidung zu leisten. 

 

5 
Kein Auskunftsanspruch des abge-
lehnten Bewerbers wegen AGG An-
sprüchen 

 

Kernfrage 
Die Frage, ob ein abgelehnter Bewerber gegen den 
Arbeitgeber einen Auskunftsanspruch darauf hat, 
dass ihm die Gründe mitgeteilt werden, wegen derer 
er nicht eingestallt worden ist, war lange umstritten. 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hatte zwi-
schenzeitlich entschieden, dass es einen ausdrückli-
chen Auskunftsanspruch nicht gibt, die Auskunfts-
verweigerung aber Indizwirkung für eine Diskriminie-
rung haben könne. Dies wiederum könne Schaden-
ersatzansprüche aus dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG) eröffnen. Das Bundesar-
beitsgericht (BAG) hat die Frage nunmehr für 
Deutschland entschieden. 
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Sachverhalt 
Die 45jährige, aus Russland stammende Klägerin 
hatte sich bei ausreichender Qualifikation auf eine 
Stelle beworben, war aber nicht zu einem Vorstel-
lungsgespräch eingeladen worden. Das Auskunfts-
verlangen nach den Gründen ihrer Nichtberücksich-
tigung lehnte der Arbeitgeber ab. Daraufhin machte 
die Klägerin ihr Auskunftsverlangen gerichtlich gel-
tend. Nachdem der EuGH entschieden hatte, dass 
es zwar keinen Auskunftsanspruch gebe, die Aus-
kunftsverweigerung aber Indiz für eine Diskriminie-
rung sein könne, machte die Klägerin Schadenser-
satzansprüche geltend. Sie behauptete, wegen ihres 
Geschlechts und Alters sowie ihrer Herkunft diskri-
miniert worden zu sein, was durch die Auskunftsver-
weigerung indiziert sei. Das BAG wies diese Klage 
nunmehr ab. 

Entscheidung 
Die Richter urteilte auf der Grundlage der Entschei-
dung des EuGH, dass es auch nach deutschem 
Recht keinen Auskunftsanspruch des abgelehnten 
Bewerbers gebe. Darüber hinaus erkannte das BAG 
zwar an, dass die Auskunftsverweigerung gegebe-
nenfalls ein Indiz für eine Diskriminierung sein kön-
ne. Für sich genommen sei die Auskunftsverweige-
rung aber nicht ausreichend, um Schadensersatzan-
sprüche darauf stützen zu können. Mit anderen Wor-
ten, es müssten weitere Indizien für eine Diskriminie-
rung vorliegen, die von der Klägerin aber nicht vorge-
tragen werden konnten. Daher wies das Gericht die 
Klage ab. 

Konsequenz 
Die Entscheidung ist positiv. Zum einen bestätigt sie 
die Nichtexistenz eines Auskunftsanspruchs, zum 
anderen lässt sie aber auch keinen Auskunftsan-
spruch "durch die Hintertür" zu, weil die Auskunfts-
verweigerung eben nicht alleine ausreichend ist, um 
Schadensersatzansprüche auszulösen. 

 

6 
Zugriff des Finanzamts auf Daten ei-
ner Apotheke? 

 

Kernaussage 
Führt ein Apotheker über die nach der Recht-
sprechung zulässige Ermittlung der Tageseinnah-
men durch Tagesendsummenbons hinaus freiwillig 
eine von seiner PC-Kasse erstellte Datei mit Einzel-
aufzeichnungen der Barverkäufe, ist er in der Regel 
nicht verpflichtet, diese Datei dem Finanzamt bei ei-
ner Betriebsprüfung vorzulegen. Das hat das Hessi-
sche Finanzgericht aktuell entschieden. 

Sachverhalt 
Geklagt hatte eine Apothekerin, die die Bareinnah-
men ihrer Apotheke mit einer so genannte PC-Kasse 
erfasste. Die baren Tageseinnahmen stellte sie 
durch fortlaufende Tagesendsummenbons (Z-Bons) 
mit anschließender Nullstellung des Kassenspei-
chers fest. Die Summe der täglichen Bareinnahmen 
wurde manuell in das Kassenbuch übertragen, das 
Grundlage der Buchführung war. Der Aufforderung 
des Betriebsprüfers, auch die elektronische Datei mit 
den Einzelaufzeichnungen der Barverkäufe vorzule-
gen, kam sie nicht nach. Zwar legte sie dem Be-
triebsprüfer eine CD mit Daten aus ihrem Kassen-
system vor; die Datei mit der Einzeldokumentation 
der Verkäufe hatte sie dabei jedoch entfernt. 

Entscheidung 
Für die Aufforderung des Finanzamtes, auch die Da-
tei mit den Einzelaufzeichnungen der Barverkäufe 
vorzulegen, bestand keine Rechtsgrundlage. Denn 
für die Klägerin, die nicht an andere gewerbliche Un-
ternehmen, sondern an Endverbraucher liefere, habe 
aufgrund der Größe und der Einzelumsatzhäufigkeit 
weder nach dem Handelsgesetzbuch (HGB) noch 
nach der Abgabenordnung (AO) oder nach berufs-
rechtlichen Bestimmungen eine Verpflichtung be-
standen, die einzelnen Barverkäufe manuell oder auf 
einem Datenträger aufzuzeichnen, so die Richter. 
Auch nach der Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs (BFH) sei es aus Gründen der Zumutbarkeit und 
Praktikabilität für eine ordnungsgemäße Buchfüh-
rung auch im Computerzeitalter nicht erforderlich, 
Einzelaufzeichnungen zu führen, wenn der Unter-
nehmer – wie die klagende Apothekerin – gegen 
Barzahlung Waren von geringem Wert an eine unbe-
stimmte Vielzahl von Kunden im offenen Ladenge-
schäft verkaufe. Ausreichend sei in solchen Fällen, 
auf Einzelaufzeichnungen zu verzichten und die 
festgestellten Tagesendsummen täglich-fortlaufend 
in ein Kassenbuch zu übertragen. Die Führung des 
Kassenbuchs solle die streitigen Einzelaufzeichnun-
gen gerade ersetzen. Dass die Klägerin gleichwohl 
zusätzlich die einzelnen Barverkäufe freiwillig und 
programmgesteuert in einer gesonderten Datei ge-
speichert habe, ändere hieran nichts und führe nicht 
zu einer Vorlagepflicht bei der Betriebsprüfung. Denn 
die Datei sei grundsätzlich nicht Bestandteil der nach 
der AO aufzubewahrenden Grundaufzeichnungen. 
Dass die Datei für das Finanzamt bei einer 
Verprobung der Pflichtaufzeichnungen hilfreich und 
interessant sein könne, sei unerheblich. Für den Be-
trieb der Apothekerin sei die gesonderte Aufzeich-
nung des Warenausgangs und der Einnahmen gera-
de nicht erforderlich. 
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Konsequenz 
Das Finanzgericht hat praxisrelevant aber auch klar-
gestellt, dass die hier streitige Frage des Bestehens 
einer Vorlagepflicht von der Frage einer im Übrigen 
erkennbaren Nichtordnungsmäßigkeit der Buchfüh-
rung und der dadurch eröffneten Schätzungsbefug-
nis des Finanzamtes strikt zu trennen sei. So ließen 
nicht ordnungsgemäße Kassenaufzeichnungen (z. B. 
Differenzen zwischen den Tagessummen laut Z-
Bons und den Eintragungen im Kassenbuch oder die 
nicht zeitgerechte Führung des Kassenbuchs) den 
Schluss zu, dass nicht alle Bareinnahmen verbucht 
worden sind und berechtigten das Finanzamt zu 
Zuschätzungen. 

 

7 
Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte unternehmerisch veran-
lasst? 

 

Kernaussage 
Während Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits-
stätte ertragsteuerlich der privaten Kfz-Nutzung zu-
gerechnet werden, werden sie in der Umsatzsteuer 
der unternehmerischen Nutzung zugeordnet. Sie be-
rechtigen daher grundsätzlich zum Vorsteuerabzug. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) muss nun entscheiden, 
ob dies so bleibt. 

Sachverhalt und Entscheidung 
Das Finanzgericht (FG) Münster hatte die Fahrten 
eines Unternehmers zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte als private Nutzung qualifiziert. Die Rich-
ter beriefen sich hierbei auf ein Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH), das die Beförderung 
von Arbeitnehmern zur Arbeitsstätte durch den Ar-
beitgeber ebenfalls der unternehmensfremden Nut-
zung zugeordnet hatte. Nun ist die Revision beim 
BFH anhängig. 

Konsequenz 
Das Urteil des FG steht im Widerspruch zur derzeiti-
gen Auffassung der Finanzverwaltung. Solange die 
Entscheidung des BFH aussteht, besteht daher vor-
erst kein Anlass die Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte als unentgeltliche Wertabgabe der Um-
satzsteuer zu unterwerfen. Allerdings ist die weitere 
Entwicklung zu verfolgen. Es ist auch fraglich, ob 
sich für viele Unternehmer etwas ändern wird, sollte 
der BFH dem FG folgen. Denn in der Praxis ist zu 
beobachten, dass die "Vorteile" die die Umsatzsteuer 
bei der Besteuerung der privaten Kfz-Nutzung im 
Gegensatz zur ertragsteuerlichen Betrachtung mit 
sich bringt, selten in vollem Umfang genutzt werden. 
So ist den Wenigsten bekannt, dass neben der 1 %- 

und der Fahrtenbuchmethode für Zwecke der Um-
satzsteuer die unternehmerische Nutzung auch ge-
schätzt werden darf. Die Schätzung bietet i. d. R. 
Vorteile, wenn ertragsteuerlich die "Kostendecke-
lung" zum Tragen kommt oder das Fahrtenbuch for-
mal als nicht ordnungsgemäß verworfen wird, jedoch 
als Grundlage einer Schätzung noch taugt. 

 

8 
Steuerbefreiung für Schönheitsopera-
tionen, Empfängnisverhütung etc. 

 

Kernaussage 
Ärztliche Leistungen sind nur dann von der Umsatz-
steuer befreit, wenn sie der Behandlung von Krank-
heiten dienen und somit ein therapeutisches Ziel im 
Vordergrund steht. Dies kann im Einzelfall durchaus 
streitig sein. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt a. M. be-
fasst sich in einer aktuellen Verfügung mit der Steu-
erbefreiung von Schönheitsoperationen, Schwanger-
schaftsabbrüchen und Empfängnisverhütungen. 

Konsequenzen 
Die Kombination der aufgeführten Behandlungsarten 
mutet etwas seltsam an, dürfte jedoch für die betrof-
fenen Fachbereiche wichtig sein. Schönheitsoperati-
onen sind nur von der Umsatzsteuer befreit, wenn 
eine medizinische Indikation nachgewiesen werden 
kann. Dies wird in der Regel nicht der Fall sein. 
Übernimmt jedoch die Krankenversicherung regel-
mäßig die Kosten, ist dies ein Indiz hierfür, so dass 
eine Befreiung in Frage kommt. Welche Bedeutung 
der Beurteilung des behandelnden Arztes hierbei 
beizumessen ist, muss aktuell der Bundesfinanzhof 
(BFH) entscheiden. Das Finanzgericht Rheinland-
Pfalz fordert im Zweifel ein separates Sachverstän-
digengutachten. Schwangerschaftsabbrüche und 
Empfängnisverhütungen sind dagegen steuerfrei. 
Auf die gewählte Methode zur Empfängnisverhütung 
kommt es nicht an. 

 

9 
BMF nimmt Stellung zum Steuersatz 
für Speisen und Getränke 

 

Kernaussage 
Die Lieferung von Lebensmitteln unterliegt dem er-
mäßigten Steuersatz (7 %). Werden hierzu jedoch 
zusätzliche Dienstleistungen erbracht, kann schnell 
der Regelsteuersatz zur Anwendung kommen (19 
%). Die Abgrenzung stellt die Praxis vor massive 
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Probleme. Diverse Urteile des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) und des Bundesfinanzhofs (BFH) 
sowie neue Vorgaben der EU trugen zu weiterer 
Verunsicherung bei. Auf eine klärende Stellungnah-
me des Bundesfinanzministeriums (BMF) wurde lan-
ge gewartet; nun liegt sie vor. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Nach Ansicht des BMF kommt der Regelsteuersatz 
nur zur Anwendung, wenn das Dienstleistungsele-
ment qualitativ überwiegt. Um dies ermitteln zu kön-
nen ist die gesamte erbrachte Leistung zu beurteilen. 
Dienstleistungen, die notwendig mit der Vermarktung 
der Speisen verbunden sind, bleiben allerdings bei 
dieser Betrachtung unberücksichtigt. Gleiches gilt für 
Dienstleistungen, die in keiner Verbindung zur Abga-
be der Speisen stehen (z. B. Vergnügungsangebote 
im Freizeitpark). Das BMF listet hierzu im Hinblick 
auf die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes 
schädliche und unschädliche Dienstleistungen auf. 
So sind z. B. die Zubereitung an sich und der Trans-
port nicht in die Gesamtbetrachtung einzubeziehen 
und somit unschädlich. Das Servieren der Speisen 
spricht hingegen im Rahmen der Gesamtbetrachtung 
gegen die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes. 
Zuletzt erläutert das BMF die neuen Grundsätze an-
hand von 16 Beispielen. 

Konsequenz 
Das Schreiben weicht erheblich von der bisher ver-
tretenen Verwaltungsauffassung ab. Die Neurege-
lung dürfte in den meisten Fällen von Vorteil sein. 
Dies ist jedoch nicht primär der Einsicht des BMF zu 
verdanken, sondern der jüngsten Rechtsprechung 
sowie der EU-Kommission. Lieferanten von Speisen 
und Getränken, aber auch deren Abnehmer (z. B. 
Schulfördervereine, Pflegeheime etc.) müssen an-
hand des Schreibens prüfen, ob sich für sie Ände-
rungen ergeben. Ferner können sie nun 
Optimierungen angehen. So kann z. B. durch Ände-
rungen des Angebots ggf. erreicht werden, dass die 
Leistungen zukünftig dem ermäßigten Steuersatz un-
terliegen. Da die neuen Grundsätze für alle Umsätze 
gelten, die nach dem 30.6.2011 ausgeführt wurden, 
ist auch für die Vergangenheit zu prüfen, ob noch 
Nutzen aus dem Schreiben gezogen werden kann. 

Insgesamt dürfte die korrekte Deklaration in vielen 
Fällen einfacher werden. Allerdings ist zu befürchten, 
dass es weiterhin Konflikte mit der Finanzverwaltung 
geben wird, wenn zu klären ist, ob die Dienstleis-
tungselemente qualitativ überwiegen. 
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Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 
wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 
ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 
im Einzelfall nicht ersetzen. 
 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  

Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 
In den Seewiesen 26, 89520 Heiden-

heim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 
 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

ü Steuerberatung  

ü Firmenumstrukturierungen 

ü Sanierungen / Sanierungsgutachten 

ü Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

ü Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!  
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